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Agrarpolitik

Der Haushalt der Europäischen Union von 2015 enthält 145,3 Mrd. Euro (plus 1,8 Prozent 
gegenüber 2014) an Verpflichtungsermächtigungen,  wovon 58,8 Mrd.  Euro (minus 0,8 
Prozent) auf die Haushaltsrubrik 2, die weitgehend den Agrarhaushalt betrifft, entfallen. 
Davon sind 43,5 Mrd. Euro für Direktzahlungen an die Landwirte und Marktmaßnahmen 
vorgesehen, während auf die Förderung der ländlichen Entwicklung – die zweite Säule der 
Gemeinsamen  Agrarpolitik  (GAP)  –  13,8  Mrd.  Euro  entfallen.  Die  GAP beansprucht 
damit etwa 39 Prozent des gesamten EU-Haushalts. Die für den Europäischen Meeres- 
und Fischereifonds und sonstige  Fischereimaßnahmen,  wie zum Beispiel  internationale 
Fischereiabkommen, vorgesehenen Verpflichtungen lagen zusammen wieder bei  rund 1 
Mrd. Euro. Inzwischen hat die Europäische Kommission 51 der 118 regionalen Program-
me zur Ländlichen Entwicklung genehmigt. Darunter sind auch alle 13 in die Zuständig-
keit der Bundesländer fallenden deutschen Programme, für die in der Förderperiode 2014 
bis 2020 etwa 17 Mrd. Euro ausgegeben werden sollen. Diese setzen sich aus 9,4 Mrd. 
Euro an EU-Mitteln und einer Kofinanzierung von 7,5 Mrd. Euro durch Bund, Länder und 
Gemeinden zusammen. Ein Teil dieser Gelder stammt aus in die zweite GAP-Säule umge-
schichteten  Direktzahlungsmitteln,  wofür  die  den  deutschen  Landwirten  maximal  zu 
gewährenden EU-Flächenprämien um 4,5 Prozent gekürzt wurden (freiwillige Modulati-
on). Der Agrarminister Schleswig-Holsteins, Robert Habeck, erklärte, dass diese Mittel in 
seinem Bundesland vor allem für Tierwohl- und Umweltmaßnahmen verwendet würden, 
und sah darin einen „erste[n] Schritt weg von Geld pro Hektar hin zu Geld für gesell -
schaftliche Leistungen“.1

Nationale Gestaltung der jüngsten GAP-Reform2 und Milchmarktpolitik

Auch bei  den  so  genannten  Greening-Verpflichtungen haben die  Mitgliedstaaten einen 
Handlungsspielraum. In diesem Zusammenhang hat es die Kommission Frankreich sogar 
gestattet, von der Regel abzuweichen, nach der Betriebe mit mehr als 30 Hektar Ackerflä-
che jährlich wenigstens drei Kulturen anbauen müssen, um die ihnen zustehenden Direkt-
zahlungen in voller Höhe zu erhalten. Sofern sie für eine durchgehende Bodenbedeckung 
durch Zwischenfrüchte während des Winters sorgen, dürfen französische Maisproduzenten 
nun doch ihre gesamte Ackerfläche gleichzeitig mit Mais bestellen. Ob diese vom neuen 
Agrarkommissar Phil Hogan als „gutes Beispiel“ für eine Vereinfachung der Agrarpolitik 
bezeichnete Regelung wirklich eine ökologische Verbesserung darstellt,  ist  fraglich, da 
nun nach wie vor während der Vegetationszeit eine sehr monotone Flächennutzung in den 

1 Agra-Europe 25/2014, EU-Nachrichten, S. 1-2; Agra-Europe 51/2014, EU-Nachrichten, S. 3-4; Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft: Agrarpolitischer Bericht der Bundesregierung 2015, Mai 
2015, S. 120; Agra-Europe 23/2015, EU-Nachrichten, S. 1-2.

2 Zur GAP-Reform siehe Christian Lippert: Agrar- und Fischereipolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang 
Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2014, Baden-Baden 2014, S. 157-164.
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entsprechenden Maisanbaugebieten zu erwarten ist. Nur Deutschland macht nicht von der 
Möglichkeit Gebrauch, einen Teil der Direktzahlungen an bestimmte Produktionsverfahren 
gekoppelt auszuzahlen. Insgesamt werden jährlich 4 Mrd. Euro für gekoppelte Subventio-
nen aufgewendet, wobei die größten Anteile mit 1,7 beziehungsweise 0,8 Mrd. Euro auf 
die Bezuschussung von Verfahren extensiver Rinderhaltung und Milcherzeugung entfallen.

Entsprechend früherer  Beschlüsse des  Agrarministerrats ist  Ende März 2015 die 31 
Jahre zuvor – damals auch auf Wunsch des Deutschen Bauernverbands und auf Betreiben 
des aus dem landwirtschaftlich kleinstrukturierten Bayern stammenden Bundeslandwirt-
schaftsministers Ignaz Kiechle – eingeführte Milchquotenregelung3 ausgelaufen. Durch die 
den Landwirten verbindlich vorgegebenen Milchliefermengen sollten höhere Milchpreise 
erzielt werden, als sie unter den Bedingungen eines freien Marktes zu erwarten wären. Ein 
entsprechender Preiseffekt ist besonders ausgeprägt, sofern die Nachfrage preisunelastisch 
reagiert, wovon bei Milchprodukten als Grundnahrungsmitteln auszugehen ist. Die Einfüh-
rung der Quote war notwendig geworden, da die Europäischen Gemeinschaften in den 
1980er  Jahren  die  Politik  einer  Interventionspreisgarantie  für  unbegrenzte  Butter-  und 
Milchpulvermengen wegen der  dadurch  entstandenen Haushaltsbelastungen nicht  mehr 
fortführen konnten. Je länger die Milchquotenregelung andauerte, umso deutlicher traten 
jedoch die negativen Nebenwirkungen dieses mit den Grundsätzen einer sozialen Markt-
wirtschaft eigentlich nicht zu vereinbarenden Instruments zu Tage. Zwar könnte man dem 
zuletzt  von  Bundesagrarminister  Christian  Schmidt  geäußerten  Urteil,  die  Quote  habe 
weder zu Preisstabilität noch zu einer Verlangsamung des Strukturwandels geführt, entge-
genhalten, dass ohne die Quote Preisrückgänge und Strukturwandel in den letzten Jahr-
zehnten wohl erheblich stärker ausgefallen wären. Es ist jedoch fraglich, inwieweit das 
Aufhalten des Strukturwandels überhaupt ein sinnvolles agrarpolitisches Ziel darstellt. Die 
quotenbedingt ceteris paribus höheren Milchpreise wurden erkauft durch hohe Strafzah-
lungen. Diese sogenannten Superabgaben wurden bei Überlieferung der Quote fällig und 
verursachten  hohe  Kosten  für  expandierende  Milchviehbetriebe,  die  zudem  an  den 
„Quotenbörsen“ das Recht, Milch zu produzieren, teuer zukaufen mussten, während den 
Quoten abgebenden Betrieben zum Teil erhebliche Vermögenswerte zufielen, die durch 
die Einführung der Quoten quasi über Nacht vom Staat geschaffen worden waren. Diese 
Vermögensumverteilung war weder an sozial- noch an strukturpolitischen Zielen ausge-
richtet. Gerade den wachstumsfähigen Betrieben fehlten hierdurch Mittel, die besser für 
betriebliche Investitionen verwendet worden wären. Das sowohl vom Deutschen Bauern-
verband als auch von der Bundesregierung begrüßte Quotenende passt zum stärker markt-
orientierten Kurs, der mit den letzten GAP-Reformen eingeschlagen wurde. Die Kommis-
sion  erwartet,  dass  der  europäische  Milchsektor  in  den  kommenden  Jahren  überpro-
portional  Marktanteile  am  wachsenden  Weltmarkt  gewinnen  kann.  Eine  von  den  im 
Bundesverband Deutscher Milchviehhalter organisierten Landwirten geforderte Weiterfüh-
rung der staatlichen Milchmengenregulierung wird sowohl von der Kommission als auch 
von der Bundesregierung und dem Deutschen Bauernverband abgelehnt und findet  zur 
Zeit in der Europäischen Union keine Mehrheiten. Wie sich die Milchpreise tendenziell 
entwickeln und wie stark sie künftig schwanken werden, bleibt bei relativ hohen Exportan-
teilen, fortschreitendem, künftig nicht mehr durch Quoten gebremstem Strukturwandel und 
angesichts  eines  dynamischen  Weltmarkts  mit  Sondereinflüssen  wie  dem  russischen 

3 Zur Einführung der Milchquote siehe Winfried von Urff: Agrar- und Fischereipolitik, in: Werner Weiden-
feld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 1984, Bonn 1985, S. 99-112.
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Importverbot (siehe unten) abzuwarten. Im Falle von Marktkrisen stehen der Kommission 
seit der letzten GAP-Reform rasch einsetzbare, erweiterte Interventionsmöglichkeiten zur 
Verfügung. So wurden die möglichen Butterinterventionsmengen und -zeiträume ausge-
dehnt und die Möglichkeit geschaffen, auch bei Magermilchpulver und bestimmten Käse-
sorten die private Lagerhaltung zu subventionieren. Kommission und Europäische Investi-
tionsbank (EIB) planen darüber hinaus ein über die zweite GAP-Säule zu finanzierendes 
Kreditprogramm, bei  dem der von Milcherzeugern im Zeitablauf zu leistende Kapital-
dienst jeweils mit dem Milchpreis steigen und fallen soll.4

Regelung der Zulassung gentechnisch veränderter Organismen (GVO)

Im Januar 2015 hat das Europäische Parlament und Anfang März schließlich der Rat der 
Umweltminister  der  Ende  2014  von  Rat  und  Parlament  abschließend  ausgehandelten 
Richtlinie zu nationalen Anbauverboten gentechnisch veränderter Organismen (GVO) zu-
gestimmt.5 Den Mitgliedstaaten steht es damit nun frei,  EU-weit zugelassene GVO auf 
ihrem Territorium aus politischen Gründen zu verbieten (sogenannte Opt-Out-Regelung). 
Zu den zulässigen Begründungen zählen zum Beispiel die Gewährleistung der Koexistenz 
GVO-freier Anbauverfahren oder erwartete negative Auswirkungen auf die Landnutzung, 
nicht aber eine fehlende Produktsicherheit, denn letztere wird ja bereits im Rahmen des 
EU-weiten Zulassungsverfahrens durch die Europäische Behörde für Lebensmittelsicher-
heit  (EFSA)  untersucht.  Zudem  kann  die  Kommission  auf  Wunsch  GVO-kritischer 
Mitgliedstaaten schon während eines laufenden Zulassungsverfahrens den GVO-Hersteller 
bitten, die nationalen Territorien der entsprechenden Staaten nicht in die Zulassung einzu-
beziehen. Während die Fraktion der Grünen im Europäischen Parlament befürchtet, dass 
nun GVO leichter  eine Zulassung erhalten  als  bisher  und überdies  unklar  sei,  welche 
Verbotsgründe künftigen Klagen standhielten, nannte der EU-Verband der Biotechnologie-
Unternehmen, EuropaBio, die neue Regelung ein „Stoppschild für Innovationen in Euro-
pa“.  Unklar  ist  derzeit,  wie  die  einzelnen  Mitgliedstaaten  die  neue  Richtlinie  jeweils 
umsetzen werden. In Deutschland besteht ein relativ breiter Konsens, auf den Anbau trans-
gener Pflanzen grundsätzlich zu verzichten und dafür die Opt-Out-Möglichkeit zu nutzen. 
Gestritten wird jedoch darüber, ob die entsprechenden nationalen Verbote bundesweit zu 
erlassen sind oder die einzelnen Bundesländer hierfür zuständig sein sollen. Letzteres war 
die  von  Bundesagrarminister  Schmidt  bevorzugte  Regelung,  da  er  befürchtete,  dass 
bundesweit  verhängte  pauschale  GVO-Anbauverbote  sich  nicht  „ermessensfehlerfrei“ 
begründen ließen und daher vor Gericht nicht bestehen würden. Die Umweltminister und 
die Agrarminister der Bundesländer fordern demgegenüber bundesweite Anbauverbote im 
Sinne der Rechtssicherheit und der Vermeidung eines „Flickenteppichs“ an Regelungen. 
Die der SPD angehörenden zuständigen Landesminister leiteten außerdem aus dem Koali-
tionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD die Verpflichtung ab, angesichts der Vorbehalte 
zur  „Grünen Gentechnik“  in  der  Bevölkerung „die  Möglichkeit  der  Verhinderung des 
GVO-Anbaus durch Opt-out  immer [nutzen zu müssen]“.  Im Juni 2015 legte Minister 

4 Agra-Europe 42/2014, EU-Nachrichten, S. 7-9; Agra-Europe 52/2014, Länderberichte, S. 11-12, S. 35-36; 
Agra-Europe 14/2015, Länderberichte, S. 36, EU-Nachrichten, S. 3-4; Agra-Europe 6/2015, EU-Nach-
richten, S. 8; Agra-Europe 10/2015, EU-Nachrichten, S. 3.

5 Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union: Richtlinie (EU) 2015/412 vom 11. März 2015  
zur Änderung der Richtlinie 2001/18/EG zu der den Mitgliedstaaten eingeräumten Möglichkeit, den An-
bau von gentechnisch veränderten Organismen (GVO) in ihrem Hoheitsgebiet zu beschränken oder zu 
untersagen, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 68 vom 13. März 2015, S. 1-8.
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Schmidt einen überarbeiteten Gesetzentwurf vor, der auf Empfehlung eines neu einzurich-
tenden Anbauausschusses – und sofern die vorgebrachten, in ganz Deutschland relevanten 
Verbotsgründe in die Zuständigkeit des Bundes fallen –, nun auch die Möglichkeit bundes-
weit geltender GVO-Anbauverbote vorsieht. Ende April 2015 hat die Kommission einen 
Vorschlag zur Zulassung von GVO-Importen vorgelegt, der sich an der Opt-Out-Regelung 
zum GVO-Anbau orientiert. Immer wieder hatte sich bei den entsprechenden Zulassungs-
verfahren  im  zuständigen  Ausschuss  trotz  Unbedenklichkeitsbescheinigung  durch  die 
EFSA zweimalig keine qualifizierte Mehrheit der Mitgliedstaaten ergeben, sodass schließ-
lich  die  Kommission  mit  erheblicher  zeitlicher  Verzögerung die  entsprechenden GVO 
zulassen musste. So hatte die Kommission zuletzt 19 GVO (unter anderem Mais-, Soja 
und Rapssorten) zum Import neu beziehungsweise wieder zugelassen. Derzeit dürfen in 
der Europäischen Union 58 GVO in Lebens- oder Futtermitteln verwendet werden. Wie 
bei  der Opt-Out-Regelung zum Anbau dürften nationale Verwendungsverbote nicht  mit 
Gesundheits- oder Umweltgründen, die ja im EU-Zulassungsverfahren als nicht zutreffend 
erachtet  wurden,  legitimiert  werden.  Welche  konkreten  Gründe  stattdessen  infrage 
kommen, ist jedoch unklar, wobei auf Verhältnismäßigkeit und Nicht-Diskriminierung zu 
achten ist. Der Vorschlag wurde von den europäischen Dachverbänden für die Landwirt-
schaft und für die Futter- und Lebensmittelverarbeitung heftig kritisiert, da er den Grund-
prinzipien eines einheitlichen Binnenmarktes zuwiderlaufe und zu Arbeitsplatzverlusten 
führen könne. Wegen des Binnenmarkt-Arguments hatte die Vorgänger-Kommission eine 
Nationalisierung der Importzulassungen abgelehnt. Problematisch wären nationale Import-
verbote nicht nur aus handelsrechtlichen Gründen, sondern auch wegen der Eiweißfutter-
lücke der Europäischen Union. Zuletzt wurden die jährlichen Soja-Importe auf circa 13 
Mio. Tonnen als ganze Bohnen und über 18 Mio. Tonnen als Schrot geschätzt. Der größte 
Anteil des Sojaschrots entfiel dabei auf Brasilien, die USA und Argentinien, wo jeweils in 
großem Stil GVO-Sorten angebaut werden. Die agrarpolitischen Sprecher der liberalen, 
der konservativen und der EVP-Fraktion im Parlament erwähnten in einem gemeinsamen 
Protestbrief  an  die  Kommission,  dass  über  90  Prozent  der  Mischfutterimporte  GVO 
enthielten und dass Importverbote die EU-Tierhaltung gefährden würden.6

Internationaler Agrarhandel und WTO-Verhandlungen

Aufgrund  des  von  Russland  2014  im Zuge  der  Ukraine-Krise  gegen  die  Europäische 
Union  verhängten  Importembargos  für  Obst,  Gemüse,  Fleisch-  und  Milchprodukte, 
gewährte die Kommission im Rahmen förderfähiger Höchstmengen Krisenbeihilfen, um 
„Marktrücknahmen“ und „Grünernten“ zur Marktstabilisierung zu finanzieren und dadurch 
den betroffenen Erzeugern wenigstens einen Teil der entstandenen Einkommensausfälle zu 
kompensieren. Bei Obst und Gemüse waren im Herbst 2014 hierfür bis zu 290 Mio. Euro 
zugesagt worden. Für Butter und Magermilchpulver wurden außerhalb des hierfür übli-
chen Zeitraums die Intervention geöffnet und Beihilfen zur privaten Lagerhaltung gewährt, 
wobei  nur  letztere  in  nennenswertem  Umfang  in  Anspruch  genommen  wurden.  Eine 
Beihilfe zur Käseeinlagerung musste wegen zu hoher Nachfrage ausgesetzt werden.

6 Agra-Europe 50/2014, EU-Nachrichten, S. 1; Agra-Europe 3/2015, EU-Nachrichten, S. 4; Agra-Europe 
4/2015, EU-Nachrichten, S. 1-2; Agra-Europe 10/2015,  Länderberichte,  S. 1-2; Agra-Europe 11/2015, 
EU-Nachrichten, S. 7-8; Agra-Europe 15/2015, EU-Nachrichten, S. 4; Agra-Europe 16/2015, EU-Nach-
richten, S. 6; Agra-Europe 18/2015, EU-Nachrichten, S. 1, S. 8-9; Agra-Europe 22/2015, Länderberichte, 
S. 28; Agra-Europe 23/2015, EU-Nachrichten, S. 7; Agra-Europe 24/2015, Länderberichte, S. 22.
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Im November 2014 konnten die Vertreter Indiens und der USA sich auf eine Regelung 
zu  den  indischen  Nahrungsmittelsubventionen  für  Bedürftige  einigen,  sodass  einer 
einstimmigen Annahme des im Jahr zuvor ausgehandelten Bali-Pakets in der Welthandels-
organisation (WTO) nichts mehr entgegenstand. Dieses Paket beinhaltet  unter anderem 
den Verzicht auf jegliche Subventionierung von Exporten, sofern es gelingt, ein umfassen-
des  WTO-Abkommen  abzuschließen,  und  Agrarhandelserleichterungen  –  insbesondere 
auch  durch  die  Verringerung  bürokratischer  Hemmnisse  –  von  denen  nicht  zuletzt 
Entwicklungsländer profitieren sollen. Das Bali-Paket von 2013 sah ursprünglich vor, die 
von  den  USA  als  unzulässige,  marktverzerrende  Subvention  kritisierte,  öffentlich 
finanzierte Getreideeinlagerung lediglich für vier weitere Jahre zu akzeptieren und dann 
über die Zukunft dieses Ernährungssicherungsprogramms weiter zu verhandeln. Die neue 
indische Regierung wollte dieser Frist jedoch, anders als ihre Vorgängerin, nicht zustim-
men und hat  nun vorläufig eine  zeitlich  unbefristete  Ausnahme ausgehandelt.  Solange 
keine einvernehmliche Lösung gefunden ist, können demnach Entwicklungsländer, die die 
heimische Agrarproduktion unterstützen, indem sie Nahrungsmittel ankaufen und verbilligt 
an Bedürftige abgeben, nicht bei der WTO verklagt werden. Die Europäische Kommission 
bezifferte die für die preisreduzierte Abgabe von Reis und anderen Getreidearten für die 
Jahre 2013 und 2014 in Indien vorgesehenen Mittel auf rund 16 Mrd. Euro. Während die 
beschlossenen (technischen)  Handelserleichterungen nur  noch  von den  WTO-Mitglied-
staaten zu ratifizieren sind, stocken die Verhandlungen zu Art und Umfang der künftig 
noch erlaubten Agrarprotektion. Die Entwicklungsländergruppe G33, zu der Indien und 
Indonesien zählen, konnte sich dabei bisher nicht mit den USA und anderen Agrarexpor-
teuren auf Regeln zu einem verbesserten Marktzugang verständigen. Ungeachtet des Fort-
schritts bei den multilateralen WTO-Verhandlungen liefen auch die bilateralen Agrarver-
handlungen zwischen der Europäischen Union und den USA im Rahmen des angestrebten 
Abkommens  zu  einer  Transatlantischen  Handels-  und  Investitionspartnerschaft  (TTIP) 
weiter. Dabei wird nicht nur über den Abbau von Agrarzöllen, sondern vor allem auch über 
die Verminderung sogenannter nicht-tarifärer Handelshemmnisse, die sich aufgrund unter-
schiedlicher  Produktionsstandards  in  der  Europäischen  Union  und  den  USA ergeben, 
verhandelt. Die Einigung auf gemeinsame Standards ist in einigen Bereichen recht schwie-
rig.  So  stehen  in  der  Europäischen  Union  große  Teile  der  Bevölkerung  der  grünen 
Gentechnik nach wie vor sehr kritisch gegenüber (siehe oben). US-Landwirtschaftsminis-
ter Thomas Vilsack hingegen hält den Einsatz von Gentechnik in der, auch deshalb hoch 
produktiven,  US-Landwirtschaft  für  sicher  und  lehnt  sogar  eine  Pflichtkennzeichnung 
entsprechender Produkte ab, da sie dem Verbraucher ein Risiko suggerieren würde, wo 
keines bestünde. EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström hat im Februar 2015 erklärt, 
bestimmte Bereiche, in denen es unterschiedliche Produktionsvorschriften gebe, wie zum 
Beispiel  bei  gentechnisch  veränderten  Nahrungsmitteln  oder  mit  Hilfe  von  Hormonen 
erzeugtem  Rindfleisch,  auszuklammern.  Die  amerikanische  Agrarunterhändlerin  Darci 
Vetter hingegen bestand kurze Zeit später öffentlich darauf, Biotechnologie, Hormone und 
Verarbeitungstechniken in das geplante Abkommen einzubeziehen und die entsprechenden 
Bestimmungen  auf  beiden  Seiten  des  Atlantiks  „auf  wissenschaftlicher  Grundlage“ 
anzunähern.  Klärungsbedarf  besteht  auch  hinsichtlich  des  Schutzes  der  zahlreichen 
geographischen Herkunftsangaben in der Europäischen Union. Der EU-Agrarsektor würde 
nach  einem  TTIP-Abkommen  wohl  vor  allem  bei  Milchprodukten  und  verarbeiteten 
Erzeugnissen inklusive Wein profitieren,  müsste andererseits  jedoch mit  einem starken 
Anstieg der Rindfleischimporte aus den USA rechnen. Belastet wurden die Verhandlungen 
zuletzt durch den Kommissionsvorschlag zur Zulassung von GVO-Importen (siehe oben). 
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Auch wenn ein Kompromiss vor allem hinsichtlich der unterschiedlichen Produktionsstan-
dards derzeit noch nicht absehbar ist, dürften die TTIP-Verhandlungen kaum am Agrarsek-
tor  scheitern,  da  dessen  Handelsvolumen  einen  relativ  geringen  Anteil  am  gesamten 
Handel zwischen Europäischer Union und USA aufweist.7

Fischereipolitik

Wie üblich hat der Rat der Agrar- und Fischereiminister bereits im Oktober 2014 die Ost-
see-Fangquoten für das kommende Jahr festgelegt. Dabei wurden, anders als im Vorjahr, 
die Heringsquoten in der westlichen Ostsee um 12 Prozent angehoben; im östlichen Teil ist 
sogar ein um 45 Prozent höherer Heringsfang möglich. Im westlichen Teil wurden die 
zulässigen  Sprotten-  und  Dorschfangmengen  um  11  Prozent  beziehungsweise  um  7 
Prozent verringert,  während die Schollenquote konstant blieb. Nach Ansicht des World 
Wide Fund for Nature (WWF) hätten die Dorschfangquoten in der westlichen Ostsee stär-
ker  gesenkt  werden müssen.  Die  Kommission hatte  hier  eine Kürzung um 48 Prozent 
vorgeschlagen. Der Verband der deutschen Kutter- und Küstenfischer hingegen erachtete 
eine derartige Kürzung als nicht notwendig und nicht einer Krise, sondern lediglich dem 
Ehrgeiz geschuldet, die Bestandsziele nach der Fischereireform möglichst schnell errei-
chen zu wollen. Der Verband verwies außerdem darauf, dass die wissenschaftlichen Be-
standsprognosen beim östlichen Dorsch falsch gewesen seien und der westliche Dorschbe-
stand zuletzt  um 13 Prozent  gewachsen sei.  Eine erneute  15-prozentige  Erhöhung der 
zulässigen Schollenfangmenge hat der Rat im Dezember für den Nordostatlantik beschlos-
sen, während dort die Seelachs-, und Makrelenquoten um 15 Prozent, die Heringsquote 
um 5 Prozent gesenkt wurden. Dies geschah in den beiden letztgenannten Fällen ungeach-
tet der günstigen Entwicklung, damit sich die Bestände auf hohem Niveau stabilisieren 
können.  In  der  Nordsee  ist  der  Schollenbestand  trotz  zuletzt  kontinuierlich  steigender 
Fangquoten auf einen Rekordumfang angewachsen. Gutes Langzeitmanagement und die 
Abwrackung von nicht mehr rentablen Großkuttern wurden hierfür als Ursache genannt. 
Die hohen Schollenfänge führten in den letzten beiden Jahren allerdings zu einem starken 
Preisverfall. Zum Teil mussten auf Auktionen unverkäufliche Schollen inferior als Fisch-
mehl  verwertet  werden.  Dem Ziel  einer  nachhaltigen  Bewirtschaftung ihrer  wichtigen 
Fischbestände ist die Europäische Union im Nordostatlantik sowie in Nord- und Ostsee 
näher gekommen: Nach Angaben der Kommission wurden 2014 52 Prozent der 62 bewer-
teten Fischbestände nachhaltig genutzt; fünf Jahre zuvor waren es nur 14 Prozent gewesen. 
Im Mittelmeer sind immer noch 93 Prozent der untersuchten Bestände überfischt.8
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